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Sehr geehrter Herr Präsident,

sehr geehrte Damen und Herren,

um es vorweg zu sagen: Die CDU in Rheinland-Pfalz steht für die Energiewende in Deutschland, diese muss allerdings mit Maß und Ziel und volkswirtschaftlich vertretbar in allen Energiesektoren Strom, Wärme und Mobilität umgesetzt werden.

Die AfD-Fraktion will mit Ihrem Antrag eine Tür aufstoßen, die die rot-grüne Landesregierung durch Nichtstun quasi verbunkert hat.

Dieses Nichtstun von Rot-Grün hat wie wir alle wissen, zu einem Wildwuchs beim Ausbau der Windenergieanlagen geführt und belastet heute alle Bürgerinnen und Bürger u.a. durch hohe Umlagen beim Strompreis.

Die 10h Regelung ist juristisch jetzt höchst problematisch. Eine solche Regelung im Landesentwicklungsprogramm IV wäre juristisch angreifbar.
Rheinland-Pfalz hätte dafür wie Bayern bis zum 31.12.2015 von der sogenannten Länderöffnungsklausel zur Vorgabe von Mindestabständen Gebrauch machen müssen (siehe § 249 Baugesetzbuch Abs. 3). 
Bayern hat vor Jahren intensiv geprüft, wie die Abstandsflächen zu Windenergieanlagen in Bayern vergrößert werden können. Die einzig rechtssichere Lösung war damals, die Länderöffnungsklausel im Baugesetzbuch die auch 2014 entsprechend dem Koalitions-Vertrag umgesetzt wurde.
Laut dem Ende 2014 vom Landtag beschlossenen Gesetz müssen in Bayern geplante Windkraftanlagen mindestens zehn Mal so weit von den nächsten Wohnhäusern entfernt sein, wie das Windrad hoch ist. Die Opposition wollte gegen diese Regelung angehen und klagte vor dem Bayerischen Verfassungsgerichtshof - ohne Erfolg.

Die Begründung lohnt es sich nachzulesen.

In der Begründung des Gerichts heißt es, das Gebot, der Windenergie substanziell Raum zu verschaffen, bindet nur die Planungsbehörden und nicht den Gesetzgeber. Der Landesgesetzgeber darf zwar keinen so hohen Mindestabstand erlassen, dass Windkraftanlagen im Baugesetz vollständig entprivilegiert werden. Diese Grenze sieht der Verfassungsgerichtshof jedoch nicht überschritten. Dabei verweist das Gericht auf die Möglichkeit, die Windräder auch niedriger zu bauen. Dass sie dadurch weniger rentabel werden, sei verfassungsrechtlich nicht relevant. Weiter heißt es in der Begründung, die 10H-Regel schränke das Eigentumsrecht zwar ein, jedoch in zulässigem Umfang. 
Es heißt: Der Gesetzgeber verfolge das legitime Ziel, die Akzeptanz der Windkraft zu erhöhen.
Gegen dieses Urteil agitierten und gifteten die Profiteure der Windkraft. Da kommt schon die Frage auf: Was ist ein normales Maß für Ideologen und Lobbyisten? Dass die betroffenen und erkrankten Bürger gefälligst den Mund zu halten haben? Dass die Bürger mit ihrer Gesundheit zu bezahlen haben für rot-grüne Ideologien, gespeist aus Alarmismus zu Atomangst und Weltuntergang durch Klimawandel? Und die absurde Vermessenheit zu glauben, dass der Mensch in Rheinland-Pfalz so einflussreich wäre, das Welt-Klima entscheidend beeinflussen zu können?
Was ist ein normales Maß an Bürgerschutz für Lobbyisten? Dass der Schutz nur so weit geht, wie es die Profite nicht schmälert! Jeder Meter mehr Abstand zwischen Windkraftwerken und Wohnbebauung bedeutet weniger Windräder und damit geringere Profite aus dem EEG, dem Selbstbedienungsgesetz für Windradbetreiber!
Welche Möglichkeiten bestehen in Rheinland-Pfalz noch:

Eine Möglichkeit wäre jetzt noch das Baugesetzbuch auf Bundesebene zu ändern und die Frist 31.12.2015 wieder zu öffnen. Eine erfolgreiche Bundesratsinitiative ist allerdings höchst unwahrscheinlich! 
Wir haben uns mit der CDU bereits in der vergangenen Legislaturperiode für 10h eingesetzt. 
Denn warum sollen die Menschen in RLP mehr unter der Energiewende leiden müssen als die Bayern? Sind sie weniger wert? 
Die Forderung von 1100m bei Windenergieanlagen über 200m Gesamthöhe ist zu kontrollieren. Die Windkraftindustrie ist so flexibel, dann knapp unter 200m zu bleiben. Bei der Größe der Anlagen spielen 100m Abstand mehr oder weniger keine so große Rolle. 
Von viel größerer Bedeutung bei einer Abstandsregelung ist, ob die Windräder im Flachland stehen oder in den Mittelgebirgslagen, wo die Fundamente bereits 150m - 200m über den Ortslagen liegen. Dort werden die Wohngebiete von den Windrädern um ca. 350m überragt.

Fest steht, die 10 h- Regelung wäre für Rheinland-Pfalz sehr wünschenswert gewesen, aber resultierend aus dem fehlenden politischen Willen - der alten Landesregierung hier (wie Bayern) tätig zu werden ist der Zug abgefahren. Da sieht man wozu auch ein Unterlassen von politischem Handeln führen kann.
Auch bei den nun vorgesehenen Abstandsregelungen ist die Landesregierung weitestgehend auf unsere Forderungen eingegangen. 

Unabhängig von den Abstandsregelungen gibt es beim Ausbau der Windenergie weitere fünf wichtige Punkte, die der Antrag der AfD-Fraktion nur am Rande aufgreift. 
1. Die Kommunen können nach wie vor selbst entscheiden, ob und wie viele Windräder sie in ihren Bereichen aufstellen. Gegen diese unkoordinierte Vorgehensweise wehren wir uns. Der Bau weiterer Windkraftanlagen erfordert eine qualifizierte planerische Steuerung. Es müssen wirtschaftliche, d. h. windreiche Standorte ausgewählt werden. Diese müssen zugleich mit dem Ausbau der Verteilernetze kombiniert werden.
2. Dann die Speichertechnologie: Auch neue und wirtschaftliche Speichermöglichkeiten hat die Landesregierung bisher vernachlässigt. Sie muss sich dafür einsetzen, dass die Erforschung neuer Speichertechnologien deutlich intensiviert wird.“

3. Zudem die immer noch bestehende Fehlanzeizregulierung durch das novellierte EEG. Nach dem Motto „Nach mir die Sintflut“ wird kräftig Windenergie zugebaut ohne sich um die Versorgungssicherheit durch andere Kraftwerke mit zu kümmern, wenn der Wind nicht weht und die Sonne nicht scheint.

4. Der Ausbau steht zudem im Widerspruch zur allgemeinen Privilegierung von Windkraftanlagen im Außenbereich nach § 35 Baugesetzbuch. Dort wo es keine Flächennutzungspläne mit ausgewiesenen Zonen gibt herrscht die privilegierte Einzelfallentscheidung, die zur Verspargelung unserer Landschaft führt.
5. Die Ignoranz der Regierung gegenüber den durchaus belastbaren Studien zur Gesundheitsgefährdung durch Infraschall.

Ein Tropfen auf den heißen Stein sind die aktuellen Maßnahmen der Landesregierung. Endlich hat die Landesregierung beim Ausbau der Windenergie – wenn auch langsam und scheibchenweise – immer mehr eingelenkt und übernimmt zentrale Forderungen der CDU-Fraktion. Für das Verbot der Errichtung von Windkraftanlagen in Kernzonen der Naturparke, insbesondere im Pfälzerwald, haben wir – zusammen mit Bürgerinitiativen und zahlreichen Umwelt- und Naturschutzverbänden – lange und jetzt erfolgreich gekämpft. 
Die CDU wird die Umsetzung des LEP IV bis April nächsten Jahres kritisch begleiten und auf die Übergangsregelungen und mögliche Hintertürchen der Ampelkoalition achten. 
Es darf auch keine Tricksereien bei den Höhen geben. Die Windkraftindustrie ist so flexibel, 1 Meter unter 200m zu bleiben, um dann den Abstand von 1100 Meter auf 1000 Meter zu verringern. Bei der Größe der Anlagen spielen 100m mehr oder weniger keine große Rolle. 

Von viel größerer Bedeutung bei einer Abstandsregelung ist, ob die Windräder im Flachland stehen oder in den Mittelgebirgslagen meist im Wald, wo die Fundamente bereits 150m - 200m über den Ortslagen liegen. Dort werden die Wohngebiete von den Windrädern dann um ca. 350m überragt.

Wir nehmen in der CDU-Fraktion die Sorgen der Menschen, den Landschaftsschutz, den Natur- und Tierschutz und erst Recht den Menschenschutz ernst.
Schluss:

Zum Schluss noch was an die FDP- Kolleginnen und Kollegen:

aus: FDP Wahlprogramm 2016 (Seite 33):

Ich kann Ihnen das Zitat aus Ihrem Wahlprogramm nicht ersparen. Auf den fast 4 Seiten zur Energiepolitik heißt es am Schluss unter Punkt 12:

12. Abstandsgrenzen zu Windkraftanlagen vergrößern

Zum Schutz der Bürgerinnen und Bürger müssen die Abstandsgrenzen von Windkraftanlagen zur Wohnbebauung nach dem Grundsatz Höhe des Windrades mal 10 (10H) erweitert werden. Dieser Grundsatz ist gesetzlich verbindlich zu regeln.
Wie wollten Sie in dr FPD das in der Praxis eigentlich umsetzen? Viele Wähler haben darauf vertraut. Sie Herr Minister Wissing haben vor den Bürgerinitiativen (ich erinnere mich z.B. an unseren gemeinsamen Auftritt mit Kollegen Baldauf in Neustadt) gesprochen und das als Kernforderung der neuen Energiepolitik versprochen.

Diesen Mut und diese Standhaftigkeit mit zielführender und sachlicher Vernunft und Weitsicht hätte ich der FDP auch jetzt in der Regierung gewünscht.
Von diesen Versprechungen fühlen sich viele getäuscht.
Hintergrundunterlagen

Aus Brief vor Wahl CDU

Für einen koordinierten und realistischen Ausbau der Windkraft bedarf es eines Masterplans. Bis dieser Plan vorliegt, fordern wir ein Moratorium für den Ausbau im Land. Gegen den unkoordinierten Wildwuchs weiterer 1.000 Windkraftanlagen in unserem Land wehren wir uns. Eine CDU-geführte Landesregierung tritt dafür ein, dass der Ausbau landesweit über die Planungsgemeinschaften gesteuert wird und das zum Schutz von Landschaft und Umwelt Ausschlussgebiete definiert werden. Dies trifft vor allem für den Pfälzerwald zu, der windkraftfrei bleiben muss. Außerdem muss eine Abstandsweite von 1000 Metern bzw. die zehnfache Nabenhöhe eines Windrads zur Wohnbebauung eingehalten werden. Eine Überarbeitung des Landesentwicklungsprogrammes IV, das im Interesse einer breiten Akzeptanz bei den Bürgerinnen und Bürgern ein mehrstufiges Verfahren für die Bestimmung weiterer Standorte von Windkraftanlagen festlegt, muss vorangetrieben werden.

§ 249 Sonderregelungen zur Windenergie

(1) Werden in einem Flächennutzungsplan zusätzliche Flächen für die Nutzung von Windenergie dargestellt, folgt daraus nicht, dass die vorhandenen Darstellungen des Flächennutzungsplans zur Erzielung der Rechtswirkungen des § 35 Absatz 3 Satz 3 nicht ausreichend sind. Satz 1 gilt entsprechend bei der Änderung oder Aufhebung von Darstellungen zum Maß der baulichen Nutzung. Die Sätze 1 und 2 gelten für Bebauungspläne, die aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt werden, entsprechend.

(2) Nach § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 kann auch festgesetzt werden, dass die im Bebauungsplan festgesetzten Windenergieanlagen nur zulässig sind, wenn sichergestellt ist, dass nach der Errichtung der im Bebauungsplan festgesetzten Windenergieanlagen andere im Bebauungsplan bezeichnete Windenergieanlagen innerhalb einer im Bebauungsplan zu bestimmenden angemessenen Frist zurückgebaut werden. Die Standorte der zurückzubauenden Windenergieanlagen können auch außerhalb des Bebauungsplangebiets oder außerhalb des Gemeindegebiets liegen. Darstellungen im Flächennutzungsplan, die die Rechtswirkungen des § 35 Absatz 3 Satz 3 haben, können mit Bestimmungen entsprechend den Sätzen 1 und 2 mit Wirkung für die Zulässigkeit der Windenergieanlagen nach § 35 Absatz 1 Nummer 5 verbunden sein.

(3) Die Länder können durch bis zum 31. Dezember 2015 zu verkündende Landesgesetze bestimmen, dass § 35 Absatz 1 Nummer 5 auf Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, nur Anwendung findet, wenn sie einen bestimmten Abstand zu den im Landesgesetz bezeichneten zulässigen baulichen Nutzungen einhalten. Die Einzelheiten, insbesondere zur Abstandsfestlegung und zu den Auswirkungen der festgelegten Abstände auf Ausweisungen in geltenden Flächennutzungsplänen und Raumordnungsplänen, sind in den Landesgesetzen nach Satz 1 zu regeln. Die Länder können in den Landesgesetzen nach Satz 1 auch Abweichungen von den festgelegten Abständen zulassen.
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